An den

Petitionsausschuss
des Hessischen Landtags

Betreff: Petition zur Regelung des HMUKLV zur Erfassung der Bestandsdichte beim Feldhasen vom 21.03.2016, Az.: VI3-088a 10.03-1/2012/1 Dst.-Nr: 1400
Sehr geehrte Damen und Herren,
ich wende mich mit einem Problem an Sie, zu dessen Lösung ich auf Ihre Hilfe angewiesen bin. Es geht um Anordnungen und Hinweise seitens des Hessischen Ministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zur Hessischen Jagdverordnung in Sachen Erfassung der Bestandsdichte und des Zuwachses beim Feldhasen.
Ich möchte voranstellen, dass ich als Betroffener aktiver hessischer Jäger bin. Ich möchte mit meiner Eingabe weder die neu getroffene Regelung der HessJagdVO vom 10.12.2015 direkt angreifen noch grundsätzlich den Sinn der beanstandeten Regelung in Frage stellen. Ich möchte ausschließlich erreichen, dass es mir als Betroffenem ermöglicht wird, die Anordnungen und Hinweise in der geforderten Form  umzusetzen. Dies ist bei dem derzeitigen Stand leider nicht möglich.

1. Begründung meiner Bitte bzw. Beschwerde

Die von mir beanstandeten Anordnungen und Hinweise wurden seitens des Ministeriums am 21.03.2016 erstellt und von den nachgeordneten Behörden an die hessischen Hegegemeinschaften weitergeleitet, die diesen Erlass wiederum zu dessen  Umsetzung den Jagdpächtern zustellen mussten. Letztere  sind von diesem Verwaltungsakt unmittelbar betroffen. Den überwiegenden Teil der Betroffenen erreichten diese Anordnungen erst zu Beginn des Monats April. Schulungen zur Durchführung der Anordnungen fanden sogar erst am 9., 11. und 12. April statt. 
Da in den Anordnungen aber Maßnahmen gefordert werden, die bereits im März zu treffen sind, können sie nicht befolgt werden. Die Anordnungen sind somit nach meiner Rechtsauffassung als nichtig zu betrachten, zumal auch der bereits hohe Bewuchs im Feld nach Zustellung des Erlasses bei den Betroffenen im April eine ordnungsgemäße Feldhasen-Zählung unmöglich machte.

In den getroffenen Anordnungen werden –wörtlich zitiert – „Maßnahmen nach wissenschaftlichem Standard“ gefordert, zu deren Erhebung es unabdingbar ist, dass sie mit identischen bzw. vergleichbaren Materialien (hier Scheinwerfer und Kartenmaterial) erhoben und dokumentiert werden. Die Scheinwerfer sollten seitens des Ministeriums zur Verfügung gestellt werden. Dies ist aber bis zum heutigen Tag nicht erfolgt. Ein in den Regelungen des Ministeriums benannter Landesbeauftragter für die Feldhasen-Taxation ist ebenfalls noch nicht bekannt. Auch diese Versäumnisse führen nach meiner Auffassung zur Nichtigkeit der veröffentlichen Regelungen.

 Es gibt noch weitere erhebliche Mängel in dem veröffentlichten Erlass, die zu ungerechtem und ungleichem Handeln führen. So werden z.B. Waldreviere von dem Verfahren nicht betroffen sein, obwohl auch dort der Hase vorkommt und bejagt werden kann.

Es wird vom Umweltministerium ein Zählverfahren verpflichtend eingeführt, das ausschließlich in flachen, mit wenig Baum- oder Heckenbestand versehenen Revieren der Ebene problemlos durchgeführt werden kann, das aber in den hügeligen, teilweise bebuschten und mit großen Feldgehölzen ausgestatteten Regionen Mittel- und Nordhessens nicht zum gewünschten Ergebnis führen kann.

Weiterhin werden Begriffe verwendet, die einer hinreichenden Bestimmung entgegen stehen. Es wird dort ausschließlich von Bejagung gesprochen. Die verwendete Ausdrucksweise schließt aber in der Endkonsequenz auch andere Nutzungen des Hasenbesatzes (z. B. Jagdhundeausbildung auf der Hasenspur, ohne dass ein Feldhase in Sicht ist) aus. Die Jagdhundeausbildung ist in bisherigen, gültigen Rechtsverordnungen und Gesetzen eindeutig auch als Jagdausübung benannt. Hier hilft es auch nicht, dass nachgeordnete Behörden mündlich haben verlauten lassen, dass außer der willentlichen Entnahme von Hasen keine weiteren Aktivitäten gemeint seien.

Ein weiteres gravierendes Problem ergibt sich, wenn im Bereich einer Hegegemeinschaft ein erheblicher Teil der Jagdpächter überhaupt kein Interesse an der Nutzung des Feldhasen zeigt, weil diese beispielsweise durch die Bejagung von Wildschweinen und Rehwild zeitlich stark belastet sind, aber andere Jagdpächter das in ihren Revieren möglicherweise in hoher Dichte vorkommende Wildtier Feldhase nutzen wollen. Denn wenn in einer Hegegemeinschaft nicht – wie vom Erlass gefordert – im Frühjahr und Herbst auf mindestens 20% der Feldfläche eine Feldhasentaxation stattfindet, werden auch Jagdreviere mit einer hohen Hasendichte von der Nutzung dieser Wildart gegen ihren Willen ausgeschlossen.

In einem quasi automatischen Bejagungsverbot  liegt auch das größte Problem der getroffenen Regelung. Denn wer in diesem Frühjahr (März/April) wegen der verspäteten Veröffentlichung des mit schweren fachlichen Mängeln behafteten Erlasses nicht vorschriftenkonform zählen konnte, dem ist die Bejagung des Feldhasen in diesem Spätherbst untersagt – selbst wenn es nur um die Erlegung eines einzelnen Feldhasen als Weihnachtsbraten geht. Ein solch elementarer Eingriff in das Jagdrecht ist nach meiner Einschätzung aber grundsätzlich ausschließlich durch Veränderung einer höheren Rechtsnorm – ein förmliches Gesetz - erlaubt und verfassungskonform umsetzbar und weder durch die neue Hessische Jagdverordnung noch durch den fraglichen Erlass legitimiert.
 2. Ziel meiner Bitte/Beschwerde

Ich bitte Sie deshalb, beim Hessischen Umweltministerium entsprechend tätig zu werden, damit die hier beanstandete Regelung (Anordnung) aufgehoben sowie in einer hinreichend bestimmten Form und gesetzlich legitimiert erneut und dann so zeitig veröffentlicht wird, dass es den Betroffenen auch möglich ist, sie konform umzusetzen.

 Ich möchte noch kurz anmerken, das ich juristischer Laie und in jagdlichen Verbänden nicht als Mitarbeiter oder Funktionär engagiert, sondern ausschließlich ein aktiver Jäger mit Sinn und Interesse für die Umwelt bin. 
Für ihre Mühe bedanke ich mich im Voraus

 Mit freundlichen Grüßen

 

